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Zweite Stufe

1971-1973 Erste Stufe

Fonds
für gemeinsame-

Währungsreserven

Mehr nationale Befug¬

nisse gehen an
EWG-Organe über

Wachsender Einfluss
der Gemeinschaft

auf Staatshaushalte

Regierungskonferenz leitet den Ubergang

zur 2.Stufe und Endphase ein

Wegfall der
Grenzkontrollen

bei Reisen

Konsultationspflicht
vor nationalen

Entscheidungen

Freierer
Kapitalverkehr

Einengung
der

Wechselkursschwankungen

3mal jährlich
Lageprüfung und

Orientierungsdaten

Angieichung
der Steuersätze

Verstärkte
Koordinierung—Gemeinsame

Zielfestlegung

Abstimmung
der staatlichen

Ausgabenpolitik

Gemeinsame Leitlinien
für die Geld-und

Kreditpolitik

WÄHRUNG STEUERN/HAUSHALTWIRTSCHAFTSPOLITIK

Aus dem
EWG-Stufenp!an
der Werner-
Kommission

Volle Wirtschafts-und
Währungsuniort

Statt nationaler Geldzeichen:

Europa-Währung

Die Marschroute ist
abgesteckt, nun heisst es
marschieren. Der erste
Schritt muss von der
Kommission und vom
Ministerrat der Europäischen
Gemeinschaften getan werden,
nämlich durch die Entscheidung

der Wirtschafts- und
Währungsunion der Gemeinschaft.

Dieser Plan, von
einer Arbeitsgruppe unter
Vorsitz des luxemburgischen

Ministerpräsidenten
'Werner ausgearbeitet, folgt
dem Beschluss der
EWG-Regierungschefs vor einem Jahr
die EWG beschleunigt auf ein
Wirtschaftsunion hin zu
entwickeln. Entscheidende
Portschritte - das macht der
Werner-Plan unmissverständ-
lich klar - sind nur zu
erzielen, wenn der politische
Wille zur Union besteht, den

nur so werden die Mitgliedsländer

zu Souveränitätsverzichten

zugunsten der Gemein

schaft bereit sein. Das aber
ist es, was der Stufenplan
von den Ländern fordert;
zunächst in der milden Form
von verstärkter Koordinierung,

das heisst Orientierung

der Wirtschafts-, Wäh-

In der zweiten Stufe undrungs- und Haushaltpolitik an gemeinsamen Zielvorstellungen,
vollends in der Endphase aber geht es nicht ohne Uebertragung nationaler Befugnisse an
die Gemeinschaftsorgane. So bedingt eine gemeinsame Währung, die die Wirtschaftsunion
besiegeln müsste, die Einmündung der nationalen Notenbanken in ein gemeinschaftliches
Zentralbanksystem - ebenso wie wirtschaftspolitische Entscheidungen ab 1980 weniger von den
Einzelländern als weit mehr von einem Geneinschaftsorgan zu treffen wären.

Marschroute für ein
Jahrzehnt.
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